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«Wir müssen mit dem Schlimmsten rechnen»
Noch nie habe die Schweiz in einer derartigen Krise so schnell reagiert, sagt Bundespräsident Ignazio Cassis im Gespräch mit Tobias
Gafafer und Christof Forster. Er bestreitet, dass der Bundesrat bei den Sanktionen eine Kehrtwende gemacht habe

Die Lage in der Ukraine spitzt sich dra-
matisch zu. Macht Ihnen das Angst?
Der Bundesrat ist über die Entwicklun-
gen in der Ukraine sehr besorgt. Wir
müssen mit dem Schlimmsten rechnen,
das heisst mit einem Einmarsch der rus-
sischen Armee in urbane Gebiete mit
möglicherweise vielen zivilen Opfern.

Weissrussland beteiligt sich offenbar am
Krieg. Wie schätzen Sie die Gefahr ein,
dass weitere Länder in den Konflikt hin-
eingezogen werden?
Auf westlicher Seite ist die Gefahr ge-
ring. Die Nato hat unmissverständlich
gesagt, dass sie in der Ukraine militä-
risch nicht interveniere,weil dies drama-
tische Folgen haben könnte. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass sich weitere nicht-
westliche Länder beteiligen, erachte ich
gegenwärtig ebenfalls als klein.

Sie haben von einer Zeitenwende ge-
sprochen.Was meinen Sie damit?
Ich rechnemit einer Zeitenwende für die
Sicherheitspolitik, das Zugehörigkeits-
gefühl und die Identität Europas. Die
Situation ist diesbezüglich mit den Ter-
roranschlägen vom 11. September 2001
vergleichbar.Wahrscheinlich ist die insge-
samt friedlicheEpoche nach demFall der
Berliner Mauer beendet.Wir müssen da-
mit rechnen, dass es wieder zu einer mili-
tärischenAufrüstung kommt und die be-
stehende Ordnung noch stärker infrage
gestellt wird. Das bereitet mir Sorgen.

Der Bundesrat hat diese Woche eine
Kehrtwende gemacht und die Sanktio-
nen der EU gegen Russland vollständig
übernommen. Hat vor allem der externe
Druck dazu geführt?
Es war keine Kehrtwende.Am Donners-
tag der letzten Woche habe ich eine aus-
serordentliche Bundesratssitzung einbe-
rufen. Sieben Stunden nach dem Kriegs-
beginn haben wir uns bereits mit der
Situation befasst. Der Bundesrat hat die
gravierendsteVerletzungdesVölkerrechts
auf europäischem Boden seit dem Zwei-
tenWeltkriegscharfverurteilt.Zudemhat
er entschieden, dass die Schweiz nicht für
die Umgehung der EU-Sanktionen be-
nutzt werden soll. In der Folge prüfte die
Verwaltung zwei Optionen: die Fortset-
zung des bisherigen Kurses mit Massnah-
mengegenUmgehungsgeschäfteundeine
neue Linie.AmMontag hat sich der Bun-
desrat für den zweitenWeg entschieden.

Sie weichen aus. Letzte Woche setzte der
Bundesrat noch auf den schwer vermit-
telbaren Sonderkurs, den er nach der
Annexion der Krim eingeschlagen hatte.
Der Bundesrat war sich einig, dass er
einenWeg wählen muss, der den Kriegs-
entwicklungen Rechnung trägt.Ob man
es nun Umgehungsgeschäfte oder Sank-
tionen nennt: Hauptsache ist, die Mass-
nahmen wirken.

Die Botschaft ist aber eine andere. In der
Regel hat die Schweiz die EU-Sanktionen
übernommen. Nur 2014 ist sie davon ab-
gewichen, da sie den OSZE-Vorsitz inne-
hatte und Russland nicht düpieren wollte.
Die Schweiz hat tatsächlich in den meis-
ten Fällen die Sanktionen der EU über-
nommen, auch gegenüberWeissrussland.
Aber nie in der Schweizer Geschichte
hat der Bundesrat in einer derartigen
Krise so schnell entschieden. Innert 24
Stunden hat er eine gravierende Völker-
rechtsverletzung scharf kritisiert und den
Grundsatzentscheid getroffen, dass die
Schweiz alles tun muss, um nicht unbe-
absichtigt vom Krieg zu profitieren.Am
Ende war unsere Haltung klar.

Warum hat der Bundesrat in der Sank-
tionsfrage nicht früher klar entschieden?
Wegen der Neutralität und der Guten
Dienste mussten wir gründlich klären,
wie wir den Grundsatzentscheid um-
setzen. Hätten wir uns 24 Stunden nach
Kriegsbeginn für die Übernahme der
EU-Sanktionen ausgesprochen, würden
Sie mich heute fragen, ob wir die Fol-
gen für die Neutralität und die Guten
Dienste genau abgeklärt hätten.

Der Bundesrat hat sich mit Ausnahme
von 2014 praktisch allen Sanktionen der
EU angeschlossen, ohne dass die Neu-
tralität gross ein Thema war.
Neutralitätsrechtlich war der aktuelle
Fall ziemlich klar. Die Neutralitätspoli-
tik, die sich im Laufe der Zeit kontinu-
ierlich entwickelt hat, warf aber Fra-
gen auf.Wir mussten abklären, welchen
Schritt wir bei einer massiven Verlet-
zung des Völkerrechts durch ein wichti-
ges Land machen können. Es war rich-
tig, sich für einen solchen Entscheid ein
Wochenende Zeit zu nehmen.

Mass der Bundesrat mit unterschied-
lichen Ellen, weil Russland wichtiger ist
als Syrien oder Libyen?
Russland hat eine andere Dimension als
Libyen. Es gehört zu Europa. St. Gallen
ist wenigeAutostunden von der Grenze
zur Ukraine entfernt. Deshalb bewegt
der Krieg die Bevölkerung auch so stark.

Aber im Ausland entstand der Eindruck,
die Schweiz entscheide opportunistisch.
Das bezweifle ich. In meinen Kontakten
mit ausländischen Staaten habe ich an-
dere Signale erhalten.

In angelsächsischen Medien hiess es, die
Schweiz gebe ihre Neutralität auf. Wird
das Instrument noch verstanden?
Gewisse internationale Medien haben
falsch getitelt. Wir müssen mit unse-
renVertretungen vor Ort immer wieder
Aufklärungsarbeit leisten.Die positiven
internationalen Medienreaktionen zei-
gen aber, dass das Narrativ des langsa-
men Bundesrats nicht stimmt.

Der Bundesrat und die Verwaltung wur-
den von der russischen Intervention auf
dem falschen Fuss erwischt.Dabei warn-
ten die US-Dienste seit Wochen davor,
dass mit dem Truppenaufmarsch unmit-
telbar ein Angriff bevorstehe.
Es stimmt, dass die Geheimdienste in den
meisten europäischen Staaten die Lage
anders eingeschätzt haben. Auch in der
Schweizhieltenwirdasschlimmstmögliche
Szenario nicht für das wahrscheinlichste.

Der amerikanische Präsident Joe Biden
betonte wiederholt, die Russen ständen
unmittelbar vor einem Einmarsch.
Ja, aber nicht alle westlichen Nachrich-
tendienste waren derselben Ansicht.
Man tat dieWarnungen zumTeil als Pro-
paganda ab.Auch viele Kommentatoren
haben von einer Hysterie gesprochen.

Kann die Schweiz trotz der Übernahme
der EU-Sanktionen noch glaubwürdig
vermitteln?
Es laufen Gespräche zwischen Russland
und der Ukraine. Der Bundesrat hofft,
dass diese erfolgreich sind und dass es
zu einemWaffenstillstand kommt.Wenn
dies nicht gelingt, stehen wir mit unse-
ren Guten Diensten weiterhin zur Ver-
fügung, unabhängig von den Sanktionen.
Unsere Botschafterin in Moskau ist mit
dem russischen Aussenministerium in
Kontakt.Wir haben auch mit Weissruss-
land die Kontakte nicht abgebrochen, ob-
wohl Präsident Alexander Lukaschenko
auf der Schweizer Sanktionsliste steht.

Wie hat Russland auf die Sanktionen
reagiert?
Bis jetzt hatten wir praktisch keine
Reaktionen.

Die EU dürfte ihre Sanktionen wei-
ter verschärfen. Wird die Schweiz diese
automatisch übernehmen?
Nein, die Sanktionen der EU beurteilen
wirvonFall zuFall.Wirübernehmen ledig-
lich die Sanktionen derUno automatisch.

Die EU zeigt sich solidarisch mit der
Ukraine, schreckt aber vor Sanktionen
zurück, die wirklich weh tun. Mit den
Einnahmen aus den Gaslieferungen
finanziert das Putin-Regime den Krieg.
Die Haltung der EU ist zwar verständ-
lich, aber nicht sehr konsequent.
Auch viele Schweizerinnen und Schwei-
zer sorgen sich darum, ob sie in zwei
Monaten noch Gas beziehen können,
und falls ja, zu welchem Preis. Neben
dem Leid der Ukrainer ist dies für die
Schweizer Bevölkerung eine zentrale
Frage.Der nächste Schritt wäre ein Han-
delsembargo.Das wäre brutal hart, auch
für die EU und die Schweiz.

Elitesoldaten haben das Schweizer Bot-
schaftspersonal in Kiew evakuiert, wie
die Tamedia-Zeitungen berichten. Wie
ist diese Aktion abgelaufen?
Bereits vor dem russischen Angriff
haben wir entschieden, die Schweizer
Botschaft in Kiewmit Soldaten der Son-
dertruppeAAD 10 zu verstärken.Auch
Sicherheitsexperten des Aussendepar-
tements reisten nach Kiew.Wir wollten
so lange wie möglich vor Ort präsent
sein, um Schweizer Staatsangehörige zu
unterstützen.Und wir wollten ein diplo-
matisches Zeichen setzen.

Warum haben Sie sich zum Abzug der
Schweizer Delegation entschieden?
Aufgrund der militärischen Eskalation
und der zunehmenden Angriffe auf die
Hauptstadt war die Sicherheit unserer
Mitarbeitenden nicht mehr garantiert.
Der zweite Konvoi mit unserem Bot-
schafter hat die Ukraine auf dem Land-
weg über die Moldau verlassen und ist
jetzt zurück in der Schweiz.Die Schweiz
war eines der letzten westlichen Län-
der, die noch in Kiew vertreten waren.
In einem ersten Konvoi mit rund dreis-
sig Menschen verliessen am vergan-
genen Freitag auch Zivilpersonen mit
Schweizer Bezug das Land und kamen
am Sonntag inWarschau an.

Der Krieg in der Ukraine befeuert die
Debatte über den Schweizer Sitz im
Uno-Sicherheitsrat. Sollte die Schweiz
ihre Kandidatur verschieben?
Nein. Der Ukraine-Krieg zeigt die Not-
wendigkeit, dass auch neutrale Staaten
im Sicherheitsrat ihren Beitrag leisten.
Es ist noch wichtiger geworden, dass wir
uns für unsere Werte – Freiheit, Demo-
kratie und Völkerrecht – engagieren.
Die Schweiz kann mitentscheiden unter
Wahrung ihrer Neutralität.

Was soll der Kleinstaat Schweiz über-
haupt im Sicherheitsrat?
Die Schweiz wird im Rahmen ihrer
Möglichkeiten einen Beitrag zur inter-
nationalen Ordnung und zum Weltfrie-
den leisten.Wir sind überzeugt, dass die
Macht des Rechts wichtiger ist als das
Recht der Macht.

Was bedeutet für Sie die Neutralität?
Das Neutralitätsrecht ist klar und völ-
kerrechtlich sowie in der Bundesver-
fassung definiert. Wir exportieren etwa
keine Waffen an kriegführende Staa-
ten. Bei der Neutralitätspolitik geht es
unter anderem um die Frage, wie wir
unsere Werte wie Freiheit, Demokra-
tie und Völkerrecht mit einer neutralen
Position unter einen Hut bringen. Das
ist eineAbwägung von Fall zu Fall.Neu-
tralität heisst nicht Gleichgültigkeit, son-
dern dass wir gegenüber anderen Län-
dern militärisch nicht Partei ergreifen.

Im Uno-Sicherheitsrat gab es drei Ab-
stimmungen zur Ukraine-Krise. Hätte
sich die Schweiz der Stimme enthalten?
Die Schweiz kann sich in einer schwieri-
gen Situation immer enthalten.Die Reso-
lutionen zur Ukraine hätten wir unter-
stützt. Sie stehen in Einklang mit der
Position des Bundesrats.Wenn einThema
im Sicherheitsrat aufgrund eines Vetos
blockiert ist, wird es häufig in der Uno-
Generalversammlung debattiert.Dort hat
die Schweiz bereits heute ein Stimmrecht.
Die Schweiz muss wissen, was sie will –
unabhängig vom Sitz im Sicherheitsrat.

Aber die Aufmerksamkeit ist beim
Sicherheitsrat viel grösser.
Ja, kommunikativ gibt es Unterschiede.
Die Mitglieder des Sicherheitsrats ste-
hen viel stärker unter Beobachtung.

Im Sicherheitsrat werden rasche Ent-
scheide gefragt sein. Ist die Schweiz dar-
auf vorbereitet?
Ja.Wir haben sieben Stunden nach dem
russischen Angriff eine ausserordent-
liche Bundesratssitzung abgehalten. Das
kann nicht jedes Land. In einer Notfall-
situation kann der Bundesrat innerhalb
von Stunden entscheiden. Meist gibt es
aber im Uno-Sicherheitsrat bei Resolu-
tionen eine Vorlaufzeit von 48 Stunden.
Zudemwerden diese vorher ja über meh-
rere Tage oder garWochen verhandelt.

Kritiker glauben, der Sitz erschwere oder
verhindere dieGutenDienste der Schweiz.
Davon gehen wir nicht aus. Die Län-
der erwarten von der Schweiz ihre klas-
sische neutrale Rolle mit den Guten
Diensten, Schutzmachtmandaten und
der Unterstützung von Friedensprozes-
sen. Ich wäre nicht erstaunt, wenn die
Schweiz auch im Ukraine-Krieg noch
vermitteln könnte. Irgendwann muss
der Krieg diplomatisch beendet werden.«Der Ukraine-Krieg

zeigt die Notwendigkeit,
dass auch neutrale
Staaten wie die Schweiz
im Sicherheitsrat
ihren Beitrag leisten.»
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Ignazio Cassis sieht in der russischen Invasion eine Zeitenwende für die Sicherheits-
politik, das Zugehörigkeitsgefühl und die Identität Europas. ANNICK RAMP / NZZ
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